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Die Regionen in Europa
RUDOLF HRBEK

Die Arbeiten der beiden im Dezember 1990 eingesetzten Regierungskonferenzen
über die Errichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion und einer Politischen
Union zielten auf eine substantielle Vertiefung der Gemeinschaft. Da es bei
diesem Vorhaben um Weichenstellungen für den weiteren Integrationsprozeß und
um die künftige Struktur der Gemeinschaft ging, hatten die Regionen bereits im
Vorfeld der Beratungen ihre Vorstellungen in einem Katalog mit zentralen
Forderungen unterbreitet1.

Die Gemeinschaft sollte sich zu einer Europäischen Union mit föderativer
Struktur entwickeln, die drei Ebenen umfassen müßte; neben der supranationalen
Ebene der Gemeinschaft und der nationalen der Mitgliedstaaten die regionale
Ebene, die von territorialen Einheiten unterhalb des jeweiligen Nationalstaats —
im deutschen Fall den Bundesländern — gebildet würde. Die Regionen forderten
die vertragliche Verankerung des Subsidiaritätsprinzips und die Einräumung eines
Mitwirkungsrechts im EG-Ministerrat in allen Angelegenheiten, die in den Kom-
petenzbereich der Regionen fallen. Sie verlangten weiterhin die Einrichtung eines
besonderen Regionalgremiums, welches zu allen Vorhaben der Gemeinschaft
Stellungnahmen abgeben und außerdem ein Klagerecht vor dem EuGH haben
sollte. Die Wahlsysteme für die Wahlen des Europäischen Parlaments sollten
Vorkehrungen für regionale Wahlkreise enthalten. Schließlich forderten die
Regionen, an den Beratungen der beiden Regierungskonferenzen beteiligt zu sein.

Diese bereits im Vorfeld der Arbeiten der Regierungskonferenzen vorgetrage-
nen Forderungen wurden im Laufe des Jahres 1991 verschiedentlich bekräftigt.
Dabei handelte es sich um Äußerungen im nationalen Rahmen2, wie beispiels-
weise des Bundesrates in der Schlußphase der Verhandlungen3, aber auch um
Verlautbarungen der verschiedenen europaweiten Interessenvertretungen der
Regionen, wie der Konferenz "Europa der Regionen" im Mai 1991 in Linz oder
der Versammlung der Regionen Europas4.

Ergebnisse von Maastricht

Das im Dezember 1991 beschlossene und im Februar 1992 unterzeichnete Ver-
tragswerk von Maastricht ("Vertrag über die Europäische Union")5 bleibt zwar
hinter den Forderungen der Regionen zurück, greift aber doch etliche von ihnen
auf und stellt insofern einen Ausgangspunkt für weitere Entwicklungen im Sinne
der Vorstellungen der Regionen dar. Angesichts der großen Unterschiede zwi-
schen den einzelnen EG-Mitgliedstaaten — nur die Bundesrepublik Deutschland,
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Belgien, Spanien und Italien weisen föderale Strukturen auf — konnte es nicht
überraschen, daß die entsprechenden Regelungen Kompromißcharakter tragen.
Im einzelnen sieht der Unionsvertrag folgendes vor6:

Während im Entwurf des Vertrages für Struktur und Charakter der Europäi-
schen Union der Begriff "föderativ" enthalten war, entfiel dieses Attribut auf
Grund britischer Einwände7. London setzt "föderativ" offensichtlich immer noch
mit zentralistisch gleich. Auch ohne ausdrückliche Erwähnung des Begriffs zeigt
die nähere Prüfung, daß die im Vertrag umrissene Union deutliche Merkmale
föderativer Konstruktionen aufweist.

Die Ziele der Union sollen "unter Achtung des Subsidiaritätsprinzips" realisiert
werden, welches in Art. 3 b wie folgt definiert wird: "Die Gemeinschaft wird
innerhalb der Grenzen der ihr in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse und
gesetzten Ziele tätig. In den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche Zustän-
digkeit fallen, wird die Gemeinschaft nach dem Subsidiaritätsprinzip nur tätig,
sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen auf Ebene
der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden können und daher wegen
ihres Umfangs oder ihrer Wirkungen besser auf Gemeinschaftsebene erreicht
werden können. Die Maßnahmen der Gemeinschaft gehen nicht über das für die
Erreichung der Ziele dieses Vertrages erforderliche Maß hinaus." In dieser For-
mulierung ist das Prinzip sicherlich nicht justitiabel, so daß die neue Bestimmung
als Berufungsgrundlage für Klagen vor dem EuGH wenig Erfolg verspricht8.

Eine Änderung von Art. 146 des Vertrages, wo die Zusammensetzung des
Rates geregelt wird, eröffnet den Regionen die Möglichkeit, an Entscheidungen
im Rat mitzuwirken. War bisher vorgeschrieben, daß der Rat aus Mitgliedern der
jeweiligen nationalen Regierungen besteht, heißt es jetzt: "Der Rat besteht aus je
einem Vertreter jedes Mitgliedstaats auf Ministerebene, der befugt ist, für die
Regierung des Mitgliedstaats verbindlich zu handeln". Damit wird es von den
jeweiligen innerstaatlichen Regelungen abhängen, ob auch Repräsentanten der
regionalen Ebene den entsprechenden Staat im Rat vertreten können9. Die neue
Vorschrift dürfte insbesondere für die Bundesrepublik Deutschland und Belgien,
gegebenenfalls auch für Spanien und Italien relevant sein.

Der Ausschuß der Regionen

Der Unionsvertrag sieht als neues Gremium den "Ausschuß der Regionen" (AdR)
vor. Er gilt nicht als Organ der Gemeinschaft, sondern wird, wie der Wirtschafts-
und Sozialausschuß (WSA), als eine Institution definiert, die den Rat und die
Kommission mit beratender Aufgabe unterstützt. Die in den Art. 198 a-c enthalte-
nen Bestimmungen über den AdR lassen erkennen, daß dem Gremium zunächst
nur eine Nebenrolle zugedacht sein soll. Es wird von den Mitgliedern des Gre-
miums abhängen, ob es sich zu einem politisch starken Partner der anderen
Institutionen entwickelt und Entscheidungen im Gemeinschaftsangelegenheiten
nachhaltig beeinflussen kann. Der Ausschuß soll "aus Vertretern der regionalen
und lokalen Gebietskörperschaften" gebildet werden. Er erinnert insoweit an den
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1988 von der Kommission eingerichteten Beirat für regionale und lokale Gebiets-
körperschaften10. Angesichts der Forderungen der Regionen kann es keinen
Zweifel daran geben, daß sie das neue Gremium ausschließlich für die regionale
Ebene reservieren wollen. Das kann, wie in der Bundesrepublik bereits erkenn-
bar, zu einem Konflikt mit Repräsentanten der kommunalen Ebene führen. Die
deutschen Länder haben in diesem Zusammenhang vorgeschlagen, den bereits
bestehenden Beirat künftig ausschließlich für die lokale Ebene vorzusehen.
Andere EG-Mitgliedstaaten — insbesondere solche mit zentraler Struktur —
werden demgegenüber den AdR mit kommunalen Repräsentanten beschicken11.

Der Ausschuß besteht aus 198 Mitgliedern; die Aufteilung auf die Mitgliedstaa-
ten entspricht der für den WSA, so daß etwa Deutschland 24 Sitze erhält. Der
Unionsvertrag schreibt vor, daß die Mitglieder des AdR "sowie eine gleiche
Anzahl von Stellvertretern" ... "vom Rat auf Vorschlag der jeweiligen Mitglied-
staaten durch einstimmigen Beschluß auf 4 Jahre ernannt" werden und daß auch
Wiederernennung zulässig ist. Wie der Vorschlag der einzelnen Mitgliedstaaten
zustande kommt, bleibt den jeweiligen innerstaatlichen Bestimmungen überlassen.
Während in den Mitgliedstaaten mit föderativer Struktur, also mit deutlich
identifizierbarer regionaler Ebene, die Regionen das faktische Benennungsrecht
beanspruchen werden, dürfte in den anderen Mitgliedstaaten die Zentralregierung
nominieren. Es ist noch nicht abzusehen, wie sich das Vorhandensein von stellver-
tretenden Mitgliedern auf die praktische Arbeit des AdR auswirkt. Mit Blick auf
die allgemeine zeitliche Beanspruchung von Repräsentanten von Regionen, die
dort ein (Regierungs-)Amt innehaben, erlaubt die Regelung, die Arbeit im AdR
auf mehrere Schultern zu verteilen. Auf der anderen Seite wird ein kontinuierli-
ches Engagement der Ausschußmitglieder erforderlich sein, um die gegebenen
Möglichkeiten auszuschöpfen und die Stellung des neuen Gremiums, insbesondere
seine Kompetenzen, seine politischen Funktionen und seine Position im inter-
institutionellen Dialog schrittweise zu stärken. Die Festlegung einer Amtszeit von
vier Jahren könnte sich in doppelter Hinsicht als problematisch erweisen. Zum
einen sollten die Amtszeiten verschiedener EG-Organe und -Institutionen über-
einstimmen. Ein zweites Problem dürfte sich immer dann stellen, wenn das
heimatliche Amt oder Mandat des AdR-Mitglieds vorzeitig endet.

Die Mitglieder des Ausschusses haben ein freies Mandat; sie "sind an keine
Weisungen gebunden. Sie üben ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit zum
allgemeinen Wohl der Gemeinschaft aus". Für Mitglieder des AdR, die z.B. ein
Amt in ihrer jeweiligen Region haben — im deutschen Fall als Mitglied einer
Landesregierung — dürfte die Normierung von Weisungsfreiheit und Unabhängig-
keit in der Praxis unrealistisch sein. Ein Repräsentant einer Region wird sich in
erster Linie als Anwalt der Belange seiner Region verstehen; das ergibt sich
zweifelsfrei aus den Forderungen der Regionen zur Einrichtung eines solchen
Gremiums. Die lediglich unterstützende, nämlich beratende Hilfsfunktion des
AdR folgt auch aus der Bestimmung von Art. 198 b, wonach seine von ihm ausge-
arbeitete Geschäftsordnung vom Rat einstimmig beschlossen, also genehmigt
werden muß. Mit dem Anspruch der Regionen, innerhalb der Europäischen
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Union eine eigenständige dritte Ebene darzustellen, ist dies auf Dauer unver-
einbar.

Der Ausschuß tagt auf Antrag des Rates oder der Kommission und wird dann
von seinem Präsidenten einberufen. Darüber hinaus hat er das Recht, auch von
sich aus zusammenzutreten. Diese Verfahrensvorschrift ist zweifellos ein Ansatz-
punkt für die Herausbildung einer eigenständigeren Rolle im Verhältnis zu den
anderen Gemeinschaftsinstitutionen.

Der AdR ist auf eine beratende Funktion beschränkt. Dabei sieht der Vertrag
vier unterschiedliche Fälle für die Abgabe von Stellungnahmen vor. In einigen
vom Vertrag ausdrücklich genannten Fällen ist die Einholung einer Stellungnah-
me durch Rat oder Kommission obligatorisch. Dazu gehört die Entscheidung über
Fördermaßnahmen für verschiedene Zwecke im Bereich der allgemeinen und
beruflichen Bildung der Jugend sowie im Bereich Gesundheitswesen, wobei es
sich ausdrücklich nicht um die Harmonisierung von Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten handeln darf. Weitere Fälle sind spezielle Aktionen
zugunsten des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts außerhalb der Struk-
turfonds (Art. 130 b), die Festlegung der Hauptziele und der Organisation der
Strukturfonds (Art. 130 b), Durchführungsbeschlüsse betreffend den Regional-
fonds (Art. 130 e), die bis zum 31. Dezember 1993 vorgesehene Einrichtung eines
neuen sogenannten "Kohäsionsfonds" zur Unterstützung von Vorhaben in den
Bereichen Umwelt und Transeuropäische Netze auf dem Gebiet der Verkehrs-
infrastruktur, sowie die Festlegung von Leitlinien für den Bereich Transeuropäi-
sche Netze. Auf anderen Gebieten, denen viele Regionen — sicherlich die deut-
schen Länder — außerordentlich große Bedeutung zumessen, ist keine obligatori-
sche Anhörung vorgesehen; so für Entscheidungen für das Rahmenprogramm im
Bereich Forschung und technologische Entwicklung (Art. 130 i), bei der Ent-
scheidung über Maßnahmen zur Umweltpolitik (Art. 130 s), schließlich auch nicht
bei Entscheidungen über unterstützende Maßnahmen in den Mitgliedstaaten auf
dem Gebiet der Industriepolitik. Zweitens können Rat oder Kommission eine
Stellungnahme des AdR einholen, wenn sie dies — in anderen Fällen — für zweck-
mäßig erachten. Es wird zweifellos vom politischen Gewicht des Ausschusses
abhängen, ob die beiden Gemeinschaftsorgane von dieser Möglichkeit der fakulta-
tiven Anhörung häufig Gebrauch machen werden. Rat oder Kommission können
dem Ausschuß für die Abgabe von Stellungnahmen in beiden Fällen eine Frist
von mindestens einem Monat setzen. Um unter einem solchen Termindruck
wirkungsvoll arbeiten, d. h. Entscheidungen der Gemeinschaft substantiell beein-
flussen zu können, braucht der Ausschuß ein beträchtliches Maß an innerer
Kohärenz und muß über eingefahrene und rasch funktionierende Verfahren und
Beratungstechniken verfügen. Der AdR kann, drittens, von sich aus Stellungnah-
men abgeben, wenn die Anhörung des WSA obligatorisch ist. Das gilt etwa für die
beiden eben genannten Fälle, in denen keine obligatorische Anhörung des AdR
vorgesehen ist, also für die Fälle gemäß Art. 130 i und 130 s. Schließlich kann der
Ausschuß der Regionen, "wenn er dies für zweckdienlich erachtet, von sich aus
eine Stellungnahme abgeben". Diese Vorschrift erlaubt dem Ausschuß, sich zur
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gesamten Breite des Aktionsspektrums der Gemeinschaft zu äußern. Man kann
darin eine Chance für das neue Gremium sehen, sich zu einem starken Mitspieler
im gemeinschaftlichen Entscheidungsgefüge zu entwickeln. Die Vorschrift birgt
aber auch die Gefahr einer Verzettelung in sich; der AdR wird sorgfältig abwägen
müssen, ob er sich nicht — jedenfalls in der Anfangsphase der Arbeit des neuen
Gremiums — auf einige wenige für Regionen besonders wichtige Bereiche konzen-
trieren soll.

Rat oder Kommission müssen sich im Falle der Nichtberücksichtigung einer
Stellungnahme des AdR diesem gegenüber nicht rechtfertigen, wie es die Regio-
nen gefordert hatten. So wird es vom politischen Gewicht des neuen Gremiums
abhängen, welche faktische Bedeutung seine Stellungnahmen haben. In einer
Protokollnotiz wird festgelegt, daß der WSA und der AdR eine gemeinsame
organisatorische Struktur haben sollen. Das bedeutet, daß das beim WSA einge-
richtete Generalsekretariat mit seinem Stab von Bediensteten zugleich auch
administrativer Unterbau für den AdR sein soll. Die Möglichkeit, auf eine eta-
blierte Behörde zurückgreifen zu können, kann allenfalls auf den ersten Blick als
Vorteil für das neue Gremium verstanden werden. Regionen haben völlig andere
Interessen als die Repräsentanten von Interessenverbänden, die den WSA bilden.
Um eine eigenständige Rolle spielen zu können, bedarf der AdR einer eigenen
administrativen Infrastruktur. Das gilt auch dann, wenn man berücksichtigt, daß
die deutschen Länder — aber auch Regionen anderer EG-Mitgliedstaaten — über
eine qualifizierte eigene Verwaltung verfügen, auf deren Zuarbeit sich die Mit-
glieder im neuen Gremium werden stützen können.

Der Forderung der Regionen auf Gewährung eines eigenständigen Klagerechts
vor dem EuGH wurde nicht entsprochen. Das ist sicherlich ein Indiz dafür, daß
die Regionen noch nicht als eine eigenständige und gleichberechtigte dritte Ebene
in der Struktur der Europäischen Union anerkannt werden. Ein anderer Grund
für die Vorenthaltung eines eigenständigen Klagerechts für Regionen ist in ihrem
unterschiedlichen rechtlichen Status zu sehen. Es wäre sicherlich schwierig, für
alle EG-Mitgliedstaaten festzulegen, welche territoriale Einheit ein solches
Klagerecht eingeräumt erhalten müßte. Die deutschen Länder werden sich des-
halb darum bemühen, auf innerstaatlicher Ebene mit der Bundesregierung eine
Vereinbarung zu erreichen, die ihnen de facto ein Klagerecht einräumt; die
Bundesregierung würde sich darin verpflichten, dem Klagebegehren der Länder
oder des Bundesrates in bestimmten Fällen zu entsprechen. Eine ganz andere
Frage ist allerdings, ob nicht dem AdR ein Klagerecht zuerkannt werden sollte.
Der Unionsvertrag sieht das nicht vor. Eine positive Lösung würde zweifellos
voraussetzen, die subnationale Ebene der Regionen insgesamt aufzuwerten, sie
also letztlich der Ebene der Nationalstaaten gleichzusetzen.

Reaktionen und Perspektiven

Aus den Reaktionen der Regionen auf den Unionsvertrag von Maastricht ergibt
sich, daß sie in den neuen Bestimmungen zwar nicht die Erfüllung all ihrer

286 Jahrbuch der Europäischen Integration 1991/92



Die Regionen in Europa

Forderungen sehen, sie aber als durchaus geeignete Grundlage betrachten, ihre
spezifischen Belange wirkungsvoller zur Geltung zu bringen und schließlich die
Ebene der Regionen als dritte Ebene in einer künftigen Europäischen Union zu
verankern. In diesem Sinn äußerte sich beispielsweise in der ersten offiziellen
Stellungnahme von Länderseite der nordrhein-westfälische Minister Clement in
der Sitzung des Bundestages am 13. Dezember 1991n. Seine Äußerungen ließen
deshalb auch keinen Zweifel daran, daß die Länder das Vertragswerk von
Maastricht ratifizieren werden; allerdings unter der Voraussetzung, daß die
Bundesregierung für den innerstaatlichen Bereich auf die Forderungen der
Länder eingeht13. Die Europaminister der Länder haben mit Beschluß vom 29.
Januar 1992 eine Arbeitsgruppe angesetzt, die eine Stellungnahme zu Struktur
und Arbeitsweise des AdR ausarbeiten soll. Ihr gehören Vertreter der Länder
Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen, Saarland und Sachsen-Anhalt an.

Die Schlußerklärung der vierten Generalversammlung der VRE am 4. Februar
1992 in Mannheim stellte fest, daß der Unionsvertrag einen Teil der Forderungen
der Regionen nach stärkerer Beteiligung der regionalen Ebene am EG-Entschei-
dungsprozeß entsprochen habe. In der Schlußerklärung wurde sodann verlangt,
daß das Subsidiaritätsprinzip im Verhältnis aller drei Ebenen zueinander beachtet
werden müsse; daß der AdR ausschließlich für Vertreter der regionalen Ebene,
also nicht der Kommunen, bestimmt sei; daß Repräsentanten der Regionen die
entsprechenden Mitgliedstaaten im Rat vertreten müßten, falls Angelegenheiten
behandelt werden, die zu den Zuständigkeiten der Regionen gehören. In der
Schlußerklärung wurde sodann bedauert, daß den Regionen kein Klagerecht
eingeräumt worden sei. Außerdem wurde verlangt, daß der Prozeß der Regionali-
sierung in allen Mitgliedstaaten der EG, die noch keine entsprechende Struktur
aufweisen, zielstrebig und zügig vorangetrieben wird14.

Die Generalversammlung der VRE setzte eine spezielle Arbeitsgruppe ein, die
die Konstituierung des AdR vorbereiten und insbesondere Vorarbeiten für seine
Geschäftsordnung leisten sollte.

Der Tenor der Resolution der fünften Konferenz "Europa der Regionen" am
29./30. April 1992 in Braunschweig war ganz ähnlich. Als gemeinsames Ziel wurde
der Aufbau einer Politischen Union, die den Prinzipien von Föderalismus und
Subsidiarität entspricht, gefordert. Diese Europäische Union müsse drei Ebenen
umfassen, und den Regionen müsse ein angemessenes Mitentscheidungsrecht
innerhalb der Union eingeräumt werden. Was den AdR betrifft, soll dieser
ausschließlich für Regionen reserviert sein; die kommunale Ebene soll künftig im
Beirat bei der Kommission vertreten werden. Die Nominierung der Mitglieder des
AdR müsse auf regionaler Ebene erfolgen. Das neue Gremium müsse über
konsultative Rechte hinaus ein echtes Mitentscheidungsrecht erhalten. Das
Subsidiaritätsprinzip müsse strikt beachtet und angewendet werden, was ins-
besondere mit Blick auf die der Gemeinschaft neu gegebenen Aufgaben- und
Verantwortungsbereiche notwendig sei. Denn diese Ausweitung der Gemein-
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Schaftskompetenz bedeute für die Regionen eine Gefährdung ihres eigenständigen
Verantwortungs- und Aktionsbereichs.

Parallel zum Ratifikationsverfahren des Unionsvertrages von Maastricht wer-
den in allen Mitgliedstaaten sowie auf Gemeinschaftsebene Vorbereitungen zur
Einsetzung des AdR vorgenommen. Auf Gemeinschaftsebene sind die Persönli-
chen Beauftragten der Außenminister mit diesen Beratungen betraut worden. Bis
zum Frühsommer 1992 war jedoch noch kein Einvernehmen in einer Reihe
wichtiger Fragen erreicht. Ein erster Problembereich betrifft die Organisations-
struktur des neuen Gremiums. Dabei geht es vorrangig um die Frage, ob der AdR
entgegen der Protokollnotiz des Unionsvertrages über einen eigenen Verwaltungs-
unterbau verfügen soll. Während die Bundesrepublik Deutschland, Belgien,
Italien und Spanien ein starkes und eigenständiges Gremium befürworten und
deshalb für ein eigenes Generalsekretariat plädieren, ist die Haltung Großbritan-
niens, Griechenlands, Irlands und der Niederlande sehr viel restriktiver. Ein
zweiter Problemkreis betrifft den Etat für das neue Gremium. Zum einen geht es
um das Volumen und damit um die sachliche und personelle Ausstattung des
AdR; zum zweiten muß die Frage einer möglichen haushaltsmäßigen Eigenstän-
digkeit des Gremiums beantwortet werden. Die dritte Frage schließlich bezieht
sich auf Details einer künftigen Geschäftsordnung. Hier geht es z.B. um den
Umfang des Präsidiums und um die Frage, ob in den Fachausschüssen auch
Beamte, also nicht nur die förmlichen Mitglieder des AdR — damit dem Vorbild
des deutschen Bundesrates folgend — vertreten sein können. Geklärt werden muß
auch die räumliche Unterbringung des AdR, während die Frage seines Sitzes wohl
zugunsten Brüssels entschieden ist.

Auch wenn sich die Regionen auf ihre künftige Stellung innerhalb der sich zur
Europäischen Union entwickelnden EG konzentriert haben, geht es ihnen
darüber hinaus um eine Verbesserung ihrer Position ganz generell. So wird in der
Schlußerklärung der Generalversammlung der VRE vom Februar 1992 gefordert,
daß der Europarat eine eigenständige Vertretung der Regionen bekommen sollte
und daß auch innerhalb der KSZE die Rolle der Regionen künftig stärker be-
achtet werden müsse. Dabei wird die grenzüberschreitende Kooperation von
Regionen, was die Ziele des KSZE-Prozesses fördern würde, genannt. In diesem
Zusammenhang wird zur Intensivierung der Kooperationsbeziehungen mit Regio-
nen aus Staaten Mittel- und Osteuropas ermuntert. Schließlich plädiert die VRE
nachdrücklich dafür, den Prozeß der Regionalisierung in allen europäischen
Staaten zügig voranzutreiben, um zu gewährleisten, daß überall unterhalb der
Ebene des Gesamtstaates eine eigenständige territoriale Ebene mit gewählten
Instanzen vorhanden ist.

Anmerkungen
1 Vgl. dazu Hrbek, Rudolf: Der Ertrag der Erfolg für den Föderalismus und die deut-

"Verfassungsdebatte" von Maastricht: Ein sehen Länder?, in: Baur, Jürgen F./Müller-

288 Jahrbuch der Europäischen Integration 1991/92



Die Regionen in Europa

Graff, Peter-Christian/Zuleeg, Manfred
(Hrsg.): Europarecht, Energierecht, Wirt-
schaftsrecht. Festschrift für Bodo Börner,
Köln 1992, S. 125-149.

2 Vgl. dazu Borchmann, Michael: Doppelter
Föderalismus in Europa. Die Forderungen
der deutschen Länder zur Politischen
Union, in: Europa-Archiv 11 (1991), S.
340-348.

3 BR-Dr. 680/91 (Beschluß). Vor Verabschie-
dung der Entschließung debattierte der
Bundesrat am 8.11.1991 ausführlich über
die Thematik; die Debatte gibt einen guten
Überblick über die von den Ländern ver-
tretenen Auffassungen (Stenographischer
Bericht, S. 481-494).

4 Vgl. dazu Müller-Brandeck-Bocquet,
Gisela: Ein föderalistisches Europa? Zur
Debatte über die Föderalisierung und Re-
gionalisierung der zukünftigen Europäi-
schen Politischen Union, in: Aus Politik
und Zeitgeschichte 45 (1991), S. 13-25.

5 Der Vertragstext ist abgedruckt im Bulletin
des Presse- und Informationsamtes der
Bundesregierung Nr. 16 v. 12.2.1992.

6 Im folgenden vgl. ausführlicher Hrbek,
Rudolf (s. Anm. 1).

7 Von der Union wird jetzt gesagt, daß in ihr
"die Entscheidungen möglichst bürgernah
getroffen werden" (Art. A).

8 Vgl. dazu Grabitz, Eberhard: Subsidiarität
im Gemeinschaftsrecht, in: Vogel, Bern-

hard/Oettinger, Günther H. (Hrsg.): Föde-
ralismus in der Bewährung. Die deutschen
Länder vor der Herausforderung fortschrei-
tender EG-Integration, Köln 1992, S.
139-149.

9 In der Bundesrepublik Deutschland wird
darüber im Rahmen der Gemeinsamen
Verfassungskommission von Bundestag und
Bundesrat beraten; die Anliegen der Län-
der sollen in einem neuen Art. 23 GG
verankert werden.

10 Die Entscheidung der Kommission vom
24.6.1988 ist abgedruckt im Amtsblatt der
EG v. 6.9.1988, L247, S. 23-25.

11 So in Luxemburg und den Niederlanden. In
Spanien, Italien und Frankreich zeichnet
sich ab, daß Kommunen mit einem oder
mehreren Sitzen repräsentiert sein sollen.

12 Deutscher Bundestag, 12. Wahlperiode,
Stenographische Berichte, S. 5830-5832.

13 Das bezieht sich einmal auf die Änderung
des Grundgesetzes sowie auf Bestimmungen
im Ratifikationsgesetz zum Vertragswerk
von Maastricht.

14 Damit wurden Forderungen aufgegriffen,
die ausführlich in der vom Europäischen
Parlament beschlossenen "Gemeinschafts-
charta der Regionalisierung" vom 18.11.
1988 formuliert worden waren (abgedruckt
im Amtsblatt der EG Nr. C326 v. 19.12.
1988, S. 289 ff.).

Weiterführende Literatur
Bauer, Joachim (Hrsg.): Europa der Regionen.

Aktuelle Dokumente zur Rolle und Zu-
kunft der deutschen Länder im europäi-
schen Integrationsprozeß, Berlin 1991.

Hrbek, Rudolf: Der Ertrag der "Verfassungs-
debatte" von Maastricht: Ein Erfolg für den
Föderalismus und die deutschen Länder?,
in: Baur, Jürgen F./Müller-Graff, Peter-
Christian/Zuleeg, Manfred (Hrsg.): Europa-
recht, Energierecht, Wirtschaftsrecht. Fest-
schrift für Bodo Börner, Köln 1992, S.
125-149.

Müller-Brandeck-Bocquet, Gisela: Ein födera-
listisches Europa? Zur Debatte über die
Föderalisierung und Regionalisierung der
zukünftigen Europäischen Politischen
Union, in: Aus Politik und Zeitgeschichte
45 (1991), S. 13-25.

Vogel, Bernhard/Oettinger, Günther H.
(Hrsg.): Föderalismus in der Bewährung.
Die deutschen Länder vor der Herausfor-
derung fortschreitender EG-Integration,
Köln 1992.

Jahrbuch der Europäischen Integration 1991/92 289


